
er Lottospieler, der
am Wochenende den

Eurojackpot mit 41,5 Milli-
onen Euro gewonnen hat-
te, hat sich bei Westlotto
gemeldet. „Der Gewinner
hat sehr besonnen reagiert
und bittet um absolute Dis-
kretion“, teilte Lotto-Spre-
cher Axel Weber mit. Den
Spielschein hatte der Ge-
winner im Bergischen
Land abgegeben. Der
Glückliche erhält einen der
höchsten Lotteriegewinne
bislang in Deutschland. Im
April gingen 46 Millionen
Euro ins Rhein-Main-Ge-
biet. Der Eurojackpot wird
in 14 Ländern gespielt, die
Chance, ihn zu knacken,
liegt bei 1:59 Millionen.
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KNA BERLIN. Der Bundes-
beauftragte für Fragen des
sexuellen Kindesmiss-
brauchs, Johannes-Wil-
helm Rörig, fordert eine
umfassende und systema-
tische Aufarbeitung der Pä-
dophilie-Vorwürfe bei den
Grünen. „Alle Akten und
Archive müssen hierfür ge-
öffnet und die Ergebnisse
lückenlos und transparent
der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden“, sag-
te Rörig der „Welt“. Er re-
agierte auf jüngste Berich-
te über Missbrauchsfälle
im Umfeld der nordrhein-
westfälischen Grünen.

Missbrauch: Grüne
sollen aufklären

KOMPAKT

epd BRÜSSEL/STRASS-
BURG. Der Europäische
Gerichtshof für Menschen-
rechte hat Malta wegen un-
erträglicher Zustände im
Asylgefängnis Lyster Bar-
racks Hal Far verurteilt.
Die Straßburger Richter
gaben einer 26-jährigen
Somalierin recht, die in
Malta insgesamt 18 Monate
in Haft zugebracht hatte. 14
Monate befand sie sich in
Lyster Barracks. Sie litt
dort unter extremer Hitze
und Kälte und durfte mo-
natelang nicht ins Freie.
Zudem bekam sie minder-
wertiges Essen, obwohl ihr
Gesundheitszustand sehr
schlecht war.

Übles Asylgefängnis:
Malta verurteilt

KNA BERLIN. Der deutsch-
israelische Historiker Mi-
chael Wolffsohn hat das
vom Simon-Wiesenthal-
Zentrum ausgeschriebene
Kopfgeld für Nazi-Kriegs-
verbrecher als pietätlos
und schamlos abgelehnt.
Viel wichtiger sei, dass eine
solide, intensive Aufarbei-
tung der NS-Verbrechen
weitergehe, sagte Wolff-
sohn im Deutschlandradio
Kultur. Die Plakataktion
unter dem Motto „Spät.
Aber nicht zu spät! Opera-
tion Last Chance II“ bringe
überhaupt nichts, sondern
rufe eher Mitleid mit den
betagten Kriegsverbre-
chern hervor.

Historiker kritisiert
Kopfgeld für Nazis

dpa DORTMUND. Der Streit
um den Nichtraucher-
schutz auf der Messe In-
ter-tabac im September in
den Dortmunder Westfal-
lenhallen ist beendet. Wie
das NRW-Gesundheitsmi-
nisterium mitteilte, kön-
nen auf der weltweit größ-
ten Fachmesse für Tabak-
waren und Raucherbedarf
ganze Messehallen zu Rau-
cherzonen erklärt werden.
Dem Ministerium zufolge
gilt der Nichtraucher-
schutz zwar weiterhin aus-
nahmslos in den Westfa-
lenhallen. Allerdings könn-
ten „in diesem spezifischen
Einzelfall“ die Raucherräu-
me ausgeweitet werden.

Rauchverbot für
Rauchermesse fällt

RIO DE JANEIRO. Das Urteil
von Souvenirhändler Bruno
fällt vernichtend aus: „Alles
ist schlechter und teurer ge-
worden. Kaum noch jemand
hat Geld für meine Schilder“,
sagt der 53 Jahre alte Brasili-
aner. Er verkauft Nummern-
schilder mit der Aufschrift
Rio de Janeiro am weltbe-
rühmten Copacabana-
Strand. Beim FIFA Confed-
cup im Juni hat er auf viele
Touristen gehofft, doch inter-
nationale Fans blieben aus.
Nun setzt er auf den Weltju-
gendtag: „Ich hoffe, es kom-
men viele Ausländer, denn
die brasilianischen Touristen
haben kein Geld.“

Schuld ist laut Bruno die
Politik. „Das sind alles Hals-
abschneider, die sich die Ta-
schen vollmachen.“ Das se-
hen auch Nilo und Erika Mo-
golhaeos so, die mit ihrer En-
kelin Julia aus Porto Allegre
gekommen sind. „Der Urlaub
ist teurer geworden. Schuld
daran ist die Inflation. Jetzt
erhöhen alle einfach die Prei-
se, aber die Löhne steigen
nicht. Niemand tut etwas da-

gegen“, schimpfen die Groß-
eltern. Sie setzen die Hoff-
nung auf die aktuelle Protest-
welle in Brasilien: „Es ist gut,
dass die jungen Menschen
auf die Straße gehen und
nach Veränderungen rufen.
Aber es muss friedlich blei-
ben.“

Urlaub in Brasilien ist teu-
rer und schwieriger gewor-
den. Wegen der vielen anste-
henden Großveranstaltun-
gen ist Rio de Janeiro zu ei-

ner Großbaustelle geworden.
Die Fußball-WM 2014 und
die Olympischen Spiele 2016
fordern ihren Tribut: nicht
nur finanziell, sondern auch
im täglichen Kampf mit den
Bauarbeiten, abgesperrten
Straßen und halb fertigen
Flughäfen.

Die, die sich keine Urlaubs-
reisen leisten können, spüren
die Inflation beim täglichen
Kampf ums Überleben. Die
Preise für Nahrungsmittel,

Energie und Bustickets sind
jüngst angehoben worden.
Das brachte das Fass zum
Überlaufen. Da die Studen-
ten die höheren Fahrpreise
im öffentlichen Nahverkehr
nicht mehr akzeptieren woll-
ten, gingen sie auf die Straße;
es begann eine Protestwelle,
wie sie Brasilien seit Jahr-
zehnten nicht mehr erlebte.

Einige Studenten haben
sich entschieden, Protest und
Urlaub miteinander zu ver-
binden. In Leblon, einem No-
belviertel von Rio de Janeiro,
haben sie ihre Zelte aufge-
stellt. Direkt gegenüber dem
Haus, in dem der Gouverneur
des Bundesstaates lebt. Tags-
über spielen sie auf der Stra-
ße Fußball, holen die Gitarre
heraus. Abends gibt es ein La-
gerfeuer auf der Straße, sie
singen Protestsongs. Der
Platz ist zu einem beliebten
Treffpunkt der Protestszene
von Rio geworden.

In Rio de Janeiro leiden die
einheimischen Touristen
derweil unter immer höhe-
ren Hotelpreisen. Schuld da-
ran, das sagen die 21 und 18
Jahre alten Studenten Julia
und Natalie, sind Weltju-

gendtag, WM und Olympia.
Immer mehr Ausländer kom-
men in die Stadt, das sorgt
für einen Engpass an guten
und bezahlbaren Hotels.
Auch der Weltjugendtag ver-
treibt die Brasilianer von ih-
rem Strand, seit Wochen
schon sind Teile der Copaca-
bana abgesperrt, weil hier
Papst Franziskus mit etwa ei-
ner Million Gästen zusam-
mentreffen wird.

Die Lösung sind preiswer-
te Zimmer in strandnahen
Favelas: Immer mehr Anbie-
ter haben sich darauf spezia-
lisiert, Gäste bei Familien un-
terzubringen, die einfache,
aber saubere Zimmer anzu-
bieten haben, Frühstück in-
klusive. Nicht wenige Armen-
viertel liegen in spektakulä-
rer Lage mit herrlichem Blick
auf Zuckerhut und Christus-
Statue. 

Julia und Natalie haben im
Internet ein Zimmer in einer
Favela gebucht. Sie können
zu Fuß zum Strand, nur in
der Nacht nehmen sie besser
das Taxi. „Preiswert, gut und
freundlich“ seien sie unterge-
bracht. „Jede Krise ist eben
auch eine Chance.“

Brasilianer haben wegen hoher Inflation kaum Geld übrig und setzen auf ungewöhnliche Lösungen

Von Tobias Käufer

Zum Urlaub auf die Demo
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Der „Euro Hawk“-Projekt-
leiter im Rüstungs-Bundes-
amt hat den späten Stopp des
Beschaffungsprogramms für
die Aufklärungsdrohne ver-
teidigt. Im Untersuchungs-
ausschuss des Bundestags
verwies Rüdiger Knöpfel da-
rauf, dass damit eine weitere
Nutzung der Aufklärungs-
technik ermöglicht werde.
Die Opposition wirft Vertei-
digungsminister Thomas de
Maizière (CDU) vor, das „Eu-
ro Hawk“-Projekt zu spät ge-
stoppt zu haben und damit
Steuergelder in großem Aus-
maß verschwendet zu haben.

„Hätten wir vor einem Jahr
abgebrochen, dann hätte ich
gar nichts gehabt“, betonte
der Projektleiter Knöpfel. Al-
lerdings räumte er ein, dass
noch kein belastbares Urteil
über die Funktionsfähigkeit
der vom europäischen Luft-
fahrtkonzern EADS entwi-
ckelten Aufklärungstechnik
Isis möglich sei.

Dafür wurden bereits rund
250 Millionen Euro ausgege-
ben, insgesamt kostete das

ganze „Euro Hawk“-System
den Steuerzahler bereits
mehr als eine halbe Milliarde
Euro.

Wie teuer der Wechsel zu
einem anderen System wäre,
konnte Knöpfel nicht sagen.
Er ist seit März 2011 Projekt-
leiter im Bundesamt für Aus-
rüstung, Informationstech-
nik und Nutzung der Bundes-
wehr.

Das Verteidigungsministe-
rium hatte bisher den Ein-

druck vermittelt, dass kein
Zweifel mehr an der Funkti-
onstüchtigkeit von Isis be-
steht.

Die Aufklärungstechnik
sei „wahrscheinlich das Bes-
te, was es auf der Welt gibt“,
hieß es im Mai unmittelbar
nach dem Abbruch des Pro-
jekts aus der Leitungsebene
des Ministeriums. Als alter-
native Trägersysteme für Isis
kommen die israelische
Drohne „Heron TP“ und das

bemannte Flugzeug Airbus
A 319 infrage.

Knöpfel hält den „Euro
Hawk“ weiterhin für ein
brauchbares System. „So wie
es zurzeit da ist, wenn es
denn zugelassen werden
könnte, wäre es ein gutes Sys-
tem.“ Der zweite Zeuge des
Tages, Wolfgang Steiger von
der für die Zulassung von
Luftfahrzeugen zuständigen
Wehrtechnischen Dienststel-
le, hält es theoretisch sogar

noch für möglich, dass der
Prototyp in den Einsatz nach
Afghanistan geschickt wird.
„Ich hielte das nicht für aus-
geschlossen“, sagte er. Dazu
müsse aber das Einsatzkon-
zept geklärt werden. Auch
die derzeit in Afghanistan
von der Bundeswehr einge-
setzte israelische „Heron“-
Drohne hat wie der „Euro
Hawk“ nur eine vorläufige
Verkehrszulassung.

Der Untersuchungsaus-
schuss des Bundestags soll
klären, was bei dem Projekt
schiefgelaufen ist und wer
die Verantwortung trägt. Die
Zeugenvernehmung hatte
am Montag begonnen und
soll bis kommenden Mitt-
woch fortgesetzt werden. Ins-
gesamt sollen 19 Zeugen be-
fragt werden, darunter Ver-
teidigungsminister de Mai-
zière.

De Maizière wollte sich am
Dienstag nicht zum Vorwurf
des früheren Ressortchefs
Rudolf Scharping (SPD) äu-
ßern, er habe sich im Minis-
terium unzureichend über
das Milliardenprojekt infor-
miert. „Ich bin Zeuge im Un-
tersuchungsausschuss. Ich
werde nächsten Mittwoch
befragt und werde auch eine
entsprechende Stellungnah-
me abgeben“, sagte er am
Dienstag bei einem Besuch in
Stuttgart.

dpa BERLIN. Was kann von
der Skandal-Drohne „Euro
Hawk“ noch gerettet wer-
den? Die Aufklärungstech-
nik soll weiter genutzt wer-
den. Ob das weitere Kosten
verursachen wird, ist aber
offen.

Projektleiter im Untersuchungsausschuss: Andere Nutzung der Technik möglich

Späten „Euro Hawk“-Stopp verteidigt

homas de Maizière wird
die Aufklärung des Un-

tersuchungsausschusses
über die Drohnen-Affäre
kaum unbeschadet über-
stehen können. Weil er zu-
nächst Stein und Bein
schwor, bis zum Schluss
nichts über die Turbulenzen
bei dem Drohnen-Projekt
„Euro Hawk“ gewusst zu
haben, steht er nun mit
dem Rücken zur Wand.

Sollte der Untersu-
chungsausschuss feststel-
len, dass dies korrekt ist,
dann hatte der Minister
ganz offensichtlich nicht

T
den nötigen Überblick über
die Vorgänge in seinem
Haus. Weisen die Parlamen-
tarier der Allzweckwaffe
von Angela Merkel aber
nach, dass de Maizière die
Wahrheit kannte, wäre er
der Lüge überführt. Und die
Kanzlerin angeschlagen.

Die bisherige Zeugenbe-
fragung lässt noch beide In-
terpretationen zu. Wenn et-
wa „Euro Hawk“-Projektlei-
ter Rüdiger Knöpfel be-
kennt, die Funktionsfähig-
keit der Aufklärungstechnik
Isis sei noch unklar, steht
dies im Widerspruch zur
bisherigen Darstellung des
Verteidigungsministeriums.

Offen bleibt damit, ob Un-
wissenheit oder Lüge der
Grund dafür ist. Das öffent-
liche Bild des Ministers er-
hält jedoch in beiden Fällen
empfindliche Kratzer.

Aufgabe des Ausschus-
ses ist es, die Fehler aufzu-
decken. Doch die Versu-
chung wird groß sein, den
Fall zu instrumentalisieren:
Der Abschlussbericht soll
Ende August vorliegen. An-
fang September will sich
der Bundestag in einer Son-
dersitzung damit befassen
– ganz kurz vor der Wahl.
Das wird noch spannend.

KOMMENTAR

f.loehe@noz.de

Empfindliche Kratzer
Von Fabian Löhe

ten BERLIN. Der Zentralver-
band des Deutschen Hand-
werks (ZDH) hat angesichts
der Rekord-Steuerannah-
men des Staates Entlastun-
gen der Klein- und Mittelver-
diener und des Mittelstandes
eingefordert. In einem Ge-
spräch mit unserer Zeitung
sagte Generalsekretär Holger
Schwannecke, die zusätzli-
chen Milliardeneinnahmen
von Bund und Ländern bei
der Lohn- und der Einkom-
mensteuer seien nicht über-
raschend, sondern Ergebnis
der „kalten Progression“.
Diese fresse bei kleinen und
mittleren Einkommen den
Großteil der Lohn- und Ein-
kommenssteigerungen auf.
Auch kleine und mittlere Be-
triebe in Handwerk und Mit-
telstand würden belastet.

„Die Steuermehreinnah-
men müssen Bürgern und
Betrieben zurückgegeben
werden. Dies wirkt nachhal-
tiger als punktuelle Wahlge-
schenke“, so Schwannecke.
Er befürwortete ferner das
stufenweise Abschmelzen
des Solidaritätszuschlags bis
2019. Die neuesten Zahlen
zur Entwicklung der Steuer-
einnahmen belegten, dass
Deutschland kein Einnahme-
problem habe. Investitionen
in die Infrastruktur könnten
und müssten aus dem laufen-
den Steueraufkommen fi-
nanziert werden.

Handwerk
fordert

Entlastung

epd BERLIN. Die Zahl der Ta-
ge, an denen Patienten im
Krankenhaus behandelt wer-
den, hat sich weiter verrin-
gert. Dies geht aus dem ges-
tern in Berlin vorgestellten
Report Krankenhaus der
Barmer GEK hervor. Dem-
nach wurden Patienten im
vergangenen Jahr im Durch-
schnitt nach 8,3 Tagen ent-
lassen. Im Vorjahr waren es
noch 8,4 Tage. Die Zahl der
Behandlungen blieb dagegen
mit 189 Fällen pro 1000 Ver-
sicherte nahezu gleich.

Erfolge verzeichnete die
Krankenkasse bei der Be-
handlung von Darmkrebs.
Von 2005 bis 2012 sank die
Zahl der Darmkrebs-Patien-
ten, die im Krankenhaus be-
handelt werden mussten, um
21 Prozent. Im Vergleich zu
anderen Erkrankungen blie-
ben die Patienten mit psychi-
schen Störungen am längs-
ten zur Behandlung im Kran-
kenhaus. Im vergangenen
Jahr entfielen 17,7 Prozent al-
ler Behandlungstage auf die-
se Diagnose. Den größten An-
teil machte die Therapie von
Depressionen aus.

Patienten
kürzer im

Krankenhaus

dpa BERLIN. Der Deutsche
Städtetag hat angesichts der
hohen Mietbelastung vieler
Familien ein Maßnahmen-
bündel mit Gesetzesände-
rungen und Zuschüssen ge-
fordert. Außerdem forderte
Städtetagspräsident Ulrich
Maly, Oberbürgermeister
von Nürnberg, in der „Berli-
ner Morgenpost“: „Bauen,
bauen, bauen ist die richtige
Devise.“ Vor allem für Haus-
halte mit geringen Einkom-
men müssten mehr Wohnun-
gen errichtet werden.

Hohe Mietkosten ver-
schärfen einer Bertelsmann-
Studie zufolge das Armutsri-
siko einkommensschwacher
Familien und lassen sie in
vielen größeren Städten un-
ter Hartz-IV-Niveau rut-
schen. Maly forderte eine Er-
höhung des Wohngelds und
Maßnahmen im Mietrecht,
um Mieter vor ungerechtfer-

tigten Mietpreisanstiegen zu
schützen.

In 60 der 100 größten deut-
schen Städte haben Familien
mit Kindern nach Überwei-
sung der Miete im Schnitt
weniger Geld zur Verfügung
als den Hartz-IV-Regelsatz
von monatlich 1169 Euro. Das
teilte die Bertelsmann-Stif-
tung nach einer Analyse mit.
Auch der Mieterbund forder-
te mehr Wohnungsbau und
darüber hinaus, wie die Grü-
nen und die Linke, Mietpreis-
bremsen.

Untersucht wurde eine
Modellrechnung für eine
vierköpfige Familie mit weni-
ger als 60 Prozent des regio-
nalen Durchschnittseinkom-
mens, die ein Kind bis sieben
Jahre sowie ein Kind zwi-
schen sieben und 14 Jahren
hat. In Jena bleiben solchen
Familien rechnerisch 666
Euro im Monat.

Wohnungen für Geringverdiener verlangt

Städtetag will Bauoffensive
gegen steigende Mietpreise

Karikatur: Klaus Stuttmann


